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 11. bekräftigt, wie wichtig es ist, dass die Vereinten Nationen und die Afrikanische Union entspre-

chend seiner Resolution 2248 (2015) für den Eventualfall planen, um die internationale Gemeinschaft in die 

Lage zu versetzen, auf jede weitere Verschlechterung der Situation zu reagieren; 

 

Sicherheitsrat den Punkt „Die Situation in 

Burundi“. 

 

Resolution 2303 (2016) 

vom 29. Juli 2016 

Der Sicherheitsrat, 

 unter Hinweis auf seine Resolutionen und die Erklärungen seines Präsidenten zu Burundi, insbesondere 

seine Resolutionen 2248 (2015) vom 12. November 2015 und 2279 (2016) vom 1. April 2016 und die Erklä-

rungen seines Präsidenten vom 18. Februar178, 26. Juni179 und 28. Oktober 2015177, und seine Presseerklärung 

vom 19. Dezember 2015, 

 mit dem erneuten Ausdruck seiner tiefen Besorgnis über die anhaltende Gewalt in Burundi sowie über 

die noch immer festgefahrene politische Situation in dem Land und die damit verbundenen schwerwiegenden 

humanitären Folgen, 

 betonend, dass die derzeitige Situation in Burundi die bedeutenden Fortschritte, die aufgrund des Ab-

kommens von Arusha für Frieden und Aussöhnung in Burundi vom 28. August 2000 (Abkommen von  

Arusha) erzielt wurden, ernsthaft untergraben könnte, was verheerende Folgen für Burundi und die gesamte 

Region hätte, 

 sowie betonend, dass die Regierung Burundis die Hauptverantwortung dafür trägt, unter Achtung der 

Rechtsstaatlichkeit, der Menschenrechte und des humanitären Völkerrechts, soweit anwendbar, die Sicher-

heit im Hoheitsgebiet Burundis zu gewährleisten und seine Bevölkerung zu schützen, 

 in Bekräftigung seines nachdrücklichen Bekenntnisses zur Souveränität, politischen Unabhängigkeit, 

territorialen Unversehrtheit und Einheit Burundis, 

 unter nachdrücklicher Verurteilung aller Menschenrechtsverletzungen und -übergriffe in Burundi, 

gleichviel von wem sie begangen werden, darunter außergerichtliche Tötungen, sexuelle Gewalt im Kontext 

der politischen Krise, willkürliche Festnahmen und Inhaftierungen, einschließlich von Kindern, Verschwin-

denlassen, Folterungen und andere Formen grausamer, unmenschlicher und/oder erniedrigender Behandlung, 
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kräften begangen wurden, und mit dem Ausdruck seiner Besorgnis über die hohe Anzahl an Festnahmen und 

Inhaftierungen von Kindern, die oftmals in Haftanstalten für Erwachsene gefangen gehalten werden, 

 sowie feststellend, dass die Regierung Burundis mit dem Amt des Hohen Kommissars kooperiert und 

ihm Zugang gewährt hat, 

 Kenntnis nehmend von den Besuchen, die die Sachverständigen der vom Menschenrechtsrat in seiner 
Resolution vom 17. Dezember 2015182 erbetenen Unabhängigen Untersuchung der Vereinten Nationen zu 

Burundi dem Land vom 1. bis 8.
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Innerburundischer Dialog 

 6. 



Resolutionen und Beschlüsse des Sicherheitsrats vom 1. August 2015 bis 31. Dezember 2016 

195 
 

Eventualfallplanung der Vereinten Nationen 

 12. bekräftigt, wie wichtig es ist, dass die Vereinten Nationen und die Afrikanische Union für den 

Eventualfall planen, und ersucht den Generalsekretär, mit der Eventualfallplanung fortzufahren, im Einklang 

mit Resolution 2279 (2016), um die internationale Gemeinschaft in die Lage zu versetzen, auf jede weitere 

Verschlechterung der Situation zu reagieren, und dem Rat nach Bedarf über Vorschläge zur Eventualfallpla-

nung Bericht zu erstatten; 

 

Polizeikomponente der Vereinten Nationen 

 13. ersucht den Generalsekretär, zunächst für einen Zeitraum von einem Jahr eine Polizeikomponente 

der Vereinten Nationen in Burundi einzurichten, die den Auftrag hat, unter der Aufsicht des Sonderberaters 

für Konfliktprävention, einschließlich in Burundi, und in Abstimmung mit den Menschenrechtsbeobachtern 

und Militärexperten der Afrikanischen Union in Burundi, im Einklang mit ihren jeweiligen Mandaten, die 


